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Verfaſſung und Gerichtsbarkeit der Städte Neu- 


vorpommerns und Rügens vor 70 Jahren. 
Nach den hinterlaſſenen Aufzeichnungen des Wirklichen Geheimraths, 
Vize⸗Präſidenten des Obertribunals Dr. Goetze zuſammengeſtellt und 
bearbeitet von Goetze, Geheimen Juſtizrath. 

Die Verfaſſung, welche die neuvorpommerſchen und 
rügenſchen Städte beſaßen, als die Provinz im Jahre 1815 
an die Krone Preußen abgetreten wurde, hatten fie unange— 
fochten beibehalten, bis im Jahre 1831 die Einführung der 
Städteordnung angeordnet und den einzelnen Städten nur 
die Wahl gelaſſen wurde, ob ſie die Städteordnung vom 
19. November 1808 oder die revidirte vom 17. März 1831 
annehmen wollten. Sehr bald aber überzeugte man ſich, daß 
die Beibehaltung mancher beſtehenden ſtädtiſchen Einrichtungen 
zweckmäßig und nützlich ſein werde. Es wurde daher den 
Städten freigeſtellt, örtliche Statuten, welche die bisherigen 
Inſtitutionen mit den für unerläßlich erachteten Neuerungen 
vereinigten und ſonach die Einführung der in Neuvorpommern 
mißliebigen revidirten Städteordnung entbehrlich machten, zu 
entwerfen und zur Genehmigung vorzulegen. Dabei mußte 
dann gleichzeitig die Frage entſchieden werden, ob den Städten 
in Zukunft die Jurisdiktion über die — nicht eximirten — 
ſtädtiſchen Einwohner und die Stadtgebiete verbleiben könne 
oder nicht. 
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Länger als zwanzig Jahre hindurch nach der Beſitz⸗ 
ergreifung der Provinz wurde die Abſicht feſtgehalten, das 
geſammte Recht und die Rechtsverfaſſung der älteren Landes⸗ 
theile in Neuvorpommern einzuführen. Die Verordnung wegen 
Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Gerichts⸗ 
ordnung lag zur Vollziehung vor, über die Einführung der 
Hypotheken⸗ und der Kriminalordnung ſchwebten die Be⸗ 
rathungen, und die bereits ausgeſprochene Aufhebung des 
königlichen Conſiſtoriums in Greifswald konnte nur Mangels 
eines geeigneten, an ſeine Stelle tretenden Gerichts nicht zur 
Ausführung gebracht werden. Die vorbereitenden Maßregeln 
zur Ueberleitung in die Gerichtsorganiſation der älteren Pro- 
vinzen beſtanden vorzugsweiſe darin, daß die bei den Gerichten 
erledigten Stellen nicht wieder beſetzt, ſondern nur kommiſſa⸗ 
riſch verwaltet oder ganz unverſorgt gelaſſen wurden. Statt 
der vier Räthe, welche das Ober-Appellationsgericht zu Greifs⸗ 
wald haben ſollte, war zuletzt nur ein Rath etatsmäßig an⸗ 
geſtellt, während die übrigen Stellen durch Hülfsarbeiter ver⸗ 
ſehen wurden. Das Conſiſtorium, welches mit ſechs ordent⸗ 
lichen Mitgliedern beſetzt ſein mußte, hatte kein einziges mehr; 
die Aufarbeitung der laufenden Sachen war drei Beamten 
kommiſſariſch übertragen. In den Städten, welche im Ganzen 
wenigſtens 32 Bürgermeiſter haben ſollten, waren nur 13 in 
Funktion, von denen nur ein Einziger — noch von fchmwedi- 
ſcher Zeit her — definitiv angeſtellt war. Manche Städte 
hatten gar keinen Bürgermeiſter mehr; die Stellen wurden 
von Aſſeſſoren, Referendarien, Rathsherren oder benachbarten 
Richtern einſtweilen verwaltet, zum Theil ging auch die ftäd- 
tiſche Gerichtsbarkeit interimiſtiſch an die Kreisgerichte über 
u. ſ. w. Daß unter dieſen Umſtänden das ganze Verhältniß 
der ſtädtiſchen Behörden zur Bürgerſchaft, ja die ſtädtiſche 
Verfaſſung in ihrer Geſammtheit an Kraft und Wirkſamkeit 
erheblich einbüßen mußte, bedarf keiner näheren Darlegung. 
Wenn deſſenungeachtet die Provinz dieſe harte Probe beſtanden 
hat, ſo lieferte ſie damit einen unumſtößlichen Beweis für die 
Tüchtigkeit und Haltbarkeit ihrer Rechtsinſtitute. 
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Neuvorpommern und Rügen haben zuſammen 14 
Städte, von denen damals die beiden größten, Stralſund 
etwa 15000, Greifswald gegen 10000 Einwohner hatten. 
In allen übrigen Städten erreichte die Bevölkerung nicht die 
Zahl von 5000, in ſechs Städten, Laſſan, Garz, Richten⸗ 
berg, Gützkow, Damgarten und Franzburg, nicht einmal 1500 
Einwohner. Die vier Seeſtädte, Stralſund, Greifswald, 
Wolgaſt und Barth, fanden ihre Vermögens- und Erwerbs⸗ 
quellen hauptſächlich in einem aufſtrebenden Seehandel und 
einer ſich ausbreitenden Rhederei; die anderen hatten als 
Landſtädte nur dürftige Nahrungsquellen. Für ihre im 
Ganzen auf gleichen Grundlagen beruhenden ſtädtiſchen Ver⸗ 
faſſungen kann diejenige der Provinzialhauptſtadt als Vor⸗ 
bild gelten. 

Stralſund, welches vor Jahrhunderten als eines der 
wichtigſten Mitglieder der Hanſa in hohem Anſehen ſtand, 
im Jahre 1234 von dem Fürſten Wizlaw dem Erſten mit 
dem Lübiſchen Rechte beliehen wurde und am Anfange des 
16. Jahrhunderts wohl 40 bis 50000 Einwohner (?) zählte, 
ſpäter aber ſehr in Abnahme gekommen war, hatte an der Spitze 
feiner Verfaſſung ein Rathskolleg ium, welches im An— 
fange des 19. Jahrhunderts aus vier Bürgermeiſtern, zwei 
Syndicis und vierzehn Rathsherren (Rathsverwandten) und 
im Jahre 1830 aus zwei Bürgermeiſtern, einem Syndicus 
und zwölf Rathsherren beſtand. Im Jahre 1838 war das 
Rathskollegium mit nur einem — interimiſtiſch beſtätigten — 
Bürgermeiſter, einem Syndicus und zehn Rathsherren, von 
denen ſechs gelehrte und vier ungelehrte waren, beſetzt. Der 
Rath war die eigentliche Stadtobrigkeit. Kraft eigenen Rechts 
übte er die obrigkeitlichen Machtvollkommenheiten, die Juſtiz, 
die Polizei und die Aufſicht über das geſammte Stadtweſen, 
ſowie die Vertretung der Stadt nach außen aus. Seine 
Mitglieder wurden auf Lebenszeit beſtellt und, abgeſehen von 
einer im Jahre 1831 eintretenden, weiter unten zu erwäh⸗ 
nenden Modifikation, vom Rathe ſelbſt mittelſt Kooptation 
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aus der erſten Bürgerklaſſe (es gab deren drei: Kaufleute, 
Handwerker und Tagelöhner) gewählt. Zu gelehrten Mit⸗ 
gliedern konnten indeß auch Auswärtige berufen werden, 
bevor fie das Bürgerrecht erlangt hatten. Kein naher Ver⸗ 
wandter eines Rathsmitgliedes durfte in den Rath gewählt 
werden. Zu den Bürgermeiſterſtellen wurden jedesmal bei 
einer Erledigung drei Rathsmitglieder vorgeſchlagen, aus denen 
einer vom Könige ernannt und beſtätigt wurde. Alle Raths⸗ 
mitglieder erhielten Gehalt, die ungelehrten nur etwa 400 
Thaler; doch war ihnen geſtattet, ihr Einkommen durch ein- 
trägliche Nebenbeſchäftigungen zu erhöhen. Die Polizei wurde 
von einem Rathsmitgliede als Polizeidirektor unter Aſſiſtenz 
zweier anderen Rathsherren gehandhabt. 

Für die Verwaltung der Gerichtsbarkeit beſtand 
eine in ihrer Eigenart ganz einzig daſtehende Organiſation, 
welche in vier Untergerichten und einem Obergerichte ſich 
darſtellte. 

Die Untergerichte waren: 

1. Das Conſiſtorium, an deſſen Spitze der jedes⸗ 
malige ſtädtiſche, von der Stadt ſelbſt gewählte Superinten⸗ 
dent als Präſident ſtand, während die Geſchäfte von dem 
Syndicus als Direktor geleitet wurden; als Beiſitzer gehörten 
ihm außerdem die beiden anderen Hauptpaſtoren der Stadt 
und zwei gelehrte Rathsherren an. Das Gericht war für die 
Verhandlung und Entſcheidung der Kirchen- und Pfarrſachen, 
ſowie der Eheſcheidungsprozeſſe zuſtändig. Die Letzteren, bei 
Weitem der wichtigſte Theil ſeiner Jurisdiktion, wurden in 
allen einzelnen Akten des Verfahrens, alſo ſowohl in allen 
Prozeßhandlungen, Beweisaufnahmen, namentlich Zeugenver⸗ 
nehmungen, wie in den Sühneverſuchen vor dem verſammelten 
Kollegium in feierlicher Sitzung, in welcher die Geiſtlichen im 
Ornat erſchienen, verhandelt, wobei unerläßlich die Parteien 
in Perſon gegenwärtig ſein mußten. Die Leitung der Prozeß⸗ 
verhandlungen lag unter dem Präſidium des Superintendenten 
in der Hand des Syndicus als Direktor. Die Verhandlungen 
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trugen einen ungemein würdigen Charakter, und beſonders die 
Sühneverſuche, bei denen jeder Geiſtliche ebenſo wie die 
anderen Beiſitzer jederzeit das Wort ergreifen konnte, zeichneten 
ſich in eindrucksvoller und ernſter Weiſe aus. Erkannt wurde 
nach dem gemeinen Rechte. 

2. Das Kammergericht, mit zwei gelehrten und 
einem ungelehrten Rathsherrn beſetzt, hatte die Behandlung 
der wichtigeren Civilſachen zum Gegenſtande ſeiner Zuſtändig⸗ 
keit und verhandelte der Regel nach in öffentlicher Sitzung. 
Das Verfahren, welchem eine eigene Prozeßordnung zu Grunde 
lag, beruhte auf den drei Grundprinzipien, daß die reine Ver⸗ 
handlungsmaxime zur Anwendung kam, ferner, abgeſehen von 
verwickelten Sachen, nur mündlich verhandelt wurde, und end⸗ 
lich Advokaten nicht zugezogen zu werden brauchten, wodurch 
es eine anderwärts damals und auch heute bei Weitem nicht 
erreichte prompte Juſtizpflege ermöglichte. In dem ordent⸗ 
lichen Prozeßverfahren ohne jede Beſchleunigung, ohne irgend 
eine Beoorzugung einer Sache vor den anderen, vielmehr im 
ganz geregelten Gange der Dinge konnte es vorkommen, daß 
ein Kläger heute den Entſchluß faßte, eine Klage zu erheben, 
die nur von ihm abhängige Vorladung des Verklagten ver⸗ 
anlaßte und dann am Mittage des folgenden Tages die Sache 
in Klage, Klagebeantwortung, Replik und Duplik vollſtändig 
verhandelt und das Urtheil ergangen war. Ein Contumazial⸗ 
urtheil wurde erſt nach dreimaliger Ladung erlaſſen und konnte 
deſſenungeachtet, wenn der Kläger die Sache nicht unnöthig 
verſchleppte, in fünfzehn Tagen gefällt werden. 

3. Das Niedergericht, welches für die Entſcheidung 
ſämmtlicher Strafſachen und der geringeren Civilſtreitſachen 
zuſtändig war, beſtand aus einem Direktor und zwei Beiſitzern, 
welche ebenſo, wie er, aus den gelehrten Rathsherren ernannt 
waren. Es leitete die Verhandlungen und entſchied nach dem 
gleichen Verfahren wie das Kammergericht. Auch die Straf⸗ 
ſachen wurden vor dem ganzen Gerichte in mündlicher Ver⸗ 
handlung durch Vernehmungen des Angeklagten und der 
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Zeugen erledigt. Die frühere Polizeiverwaltung der Niedergerichte 
war übrigens vor einiger Zeit von ihm abgetrennt und einem 
beſonderen Polizeidirektor, welcher dieſelbe unabhängig verſah, 
übertragen worden. 

4. Das Waiſengericht war mit zwei gelehrten Raths⸗ 
herren beſetzt; es behandelte die Nachlaß⸗ und Vormundſchafts⸗ 
Sachen. 

Jedes dieſer Gerichte hatte ſeinen eigenen Sekretär, ſein 
beſonderes Archiv und das erforderliche Unterperſonal. 

Die Appellation gegen ihre Entſcheidungen ging an das 
aus dem geſammten Rathe beſtehende Obergericht, aus 
welchem jedoch in jedem einzelnen Falle diejenigen Mitglieder, 
welche an der durch das Rechtsmittel angegriffenen Entſchei⸗ 
dung Theil genommen hatten, ausſcheiden mußten. Unter 
dem Vorſitze des Bürgermeiſters wurden die Rechtsſachen von 
dem Syndicus vorgetragen und unter ſeinem Ausſchluß, da 
ihm ein Stimmrecht nicht zuſtand, von den anweſenden 
Rathsmitgliedern nach Stimmenmehrheit, wobei der Vorſitzende 
keine den Ausſchlag gebende Stimme hatte, entſchieden. Die 
ungelehrten Rathsherren machten in den Rechtsſachen von 
ihrem Stimmrecht regelmäßig keinen Gebrauch, nur in den 
Sachen, bei welchen es auf die Beurtheilung von ihnen, als 
Kaufleuten, geläufigen Verhältniſſen ankam, gaben ſie als 
votum consultativum eine gutachtliche Aeußerung ab. Das 
Kollegium verwaltete die zweite Inſtanz ſo würdig, gründlich 
und zutreffend, daß es unbedenklich den beſten Obergerichten 
der Monarchie an die Seite geſtellt werden konnte. 

Und dieſe geſammte Rechtspflege wurde mit Ausnahme 
der Verhandlungen vor dem Conſiſtorium und den etwa vor- 
kommenden Kommiſſionsterminen ganz gebührenfrei verwaltet; 
nur geringe Kanzlei» und Dienergebühren wurden erfordert, 
welche aber ſelbſt bei den größten Streitgegenſtänden nur 
wenige Groſchen betrugen. 

Träger der Rechtspflege war das Rathskollegium, welches 
als alleiniger Gerichtsherr die das Prozeßverfahren betreffenden 
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„gemeinen Beſcheide“ mit der Unterſchrift „Bürgermeiſter 
und Rath der Stadt Stralſund“ erließ, bei anderweiter Aus⸗ 
übung des ihm zuſtehenden jus statuendi, des Vorrechtes, 
Statuten zu errichten oder zu ändern, wozu auch die Initia⸗ 
tive von der Bürgerſchaft ausgehen konnte, der Zuziehung 
des „ehrliebenden Bürgerſchafts⸗Kollegiums“ Erwähnung thun 
mußte. 

Die Bürgerſchaft wurde durch das Kollegium der 
fünfzig Männer vertreten. Dasſelbe beſtand aus 

1. den Fünfzigern (Kollegiaſten), welche bis 1831 
durch Wahl der Klaſſe, welcher der abgegangene Kollegiaſt 
angehörte, ergänzt, ſeitdem aber durch alle Bürger, und zwar 
je 25 aus der erſten und der zweiten Klaſſe gewählt wurden, 
aber keine nahe Verwandte von Rathsmitgliedern ſein durften; 

2. dem Bürgerworthalter, einem von den Fünf⸗ 
zigern auf Lebenszeit gewählten und beſoldeten Berather und 
Wortführer ohne Stimmrecht. 

Daneben beſtand eine Achtmänner⸗Kammer aus 
ſieben Kaufleuten und einem Gewerksälteſten, welche unter 
Zuziehung eines Stadtbuchhalters im Namen der Bürger⸗ 
ſchaft die Stadtkaſſe verwalteten. Zur Beſetzung einer ſolchen 
Stelle ſchlug das Bürgerſchaftliche Kollegium in jedem Erledi⸗ 
gungsfalle zwei Perſonen vor, deren eine der Rath nach dem 
Looſe beſtimmte und beſtätigte. Die Abnahme der Rech⸗ 
nungen erfolgte durch ein aus vier Rathsmitgliedern und vier 
Deputirten des Bürgerſchaftlichen Kollegiums gebildetes colle- 
gium revisorium. 

Zu den ſtädtiſchen Einrichtungen gehörten außerdem eine 
völlig durchgebildete, bis dahin ungeftörte Zunftverfaſſung; 
ein aus zwei Rathsherren und dem Stadtphyſikus gebildetes 
eigenes Medizinalkollegium; ein aus fünf Rathsherren 
und vier Kaufleuten beſtehendes Almoſenkolleg ium, welchem 
18 Bürger aller Klaſſen zur Seite ſtanden; eine aus zwei 
Rathsmitgliedern und zwei Bürgern zuſammengeſetzte Hafen⸗ 
inſpektion für die Hafenpolizei und das Lootſenweſen; eine 
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aus vier Rathsherren und vier Bürgern beſtehende Feuer- 
aſſekuranz-Anſtalt; ein von zwei Mitgliedern des Raths 
und von zwei Bürgern verwaltetes Korn haus, aus welchem 
bei Theuerungen den ärmeren Bürgern Getreide zu billigem 
Preiſe abgelaſſen wurde; eine von Rathsherren und Bürgern 
verwaltete Sparkaſſe; eine Commiſſion zur Beaufſichti— 
gung der Leihbibliotheken zur Verhinderung der Ver— 
treibung unſittlicher Bücher; ein aus Rathsmitgliedern und 
Achtmännern beſtehendes Kämmerei-Departement zur Ver- 
waltung der Landgüter, Aecker, Mühlen u. dergl.; ein Bau- 
departement u. ſ. w. Die Verwaltung des geſammten 
ſtädtiſchen Haushalts erfolgte durch aus Magiſtratsmitgliedern 
und Bürgern gemiſchten Deputationen. 

Völlig unerfindlich iſt, was den Magiſtrat veranlaßte, 
ohne die höhere Beſtätigung nachzuſuchen, ja unter Verletzung 
des verfaſſungsmäßigen Weges durch Statut vom 5. Oktober 
1831 ſeine bisherige Unabhängigkeit weſentlich zu beſchränken 
und das reine Prinzip der Ergänzung des Raths mittelſt 
Kooptation aufzugeben, indem der $ 1 des Statuts be⸗ 
ſtimmte, daß künftig für jede zu beſetzende Stelle vom Rathe 
dem Bürgerkollegium zwei Perſonen in Vorſchlag gebracht 
werden ſollten, aus welchen das Kollegium eine zu erwählen 
habe. Jedoch habe das Kollegium das Recht, die Wahl ab: 
zulehnen und beim Rathe auf einen anderen Vorſchlag anzu⸗ 
tragen. Damit war natürlich der Wirkung nach das Wahl⸗ 
recht der Bürgerſchaft übertragen. 

Daß bei der im Rathskollegium an der Spitze einer 
ſolchen Organiſation vereinigten Machtfülle auch ſeine Gerichte 
in beſonderem Anſehen ſtehen mußten, erſcheint um ſo ſelbſt⸗ 
verſtändlicher, als das Verhältniß der Letzteren zu den Gerichts- 
eingeſeſſenen ein faſt väterliches und durchweg Vertrauen er⸗ 
weckendes war. Die vor Gericht Erſchienenen erledigten ihre 
Geſchäfte mit großer Ruhe in unverkennbarer Ehrerbietung, 
welche ſie ungefragt nicht reden und alle Zurechtweiſungen 
achtungsvoll, oft mit Entſchuldigungen hinnehmen ließ; 
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tumultuariſches Verhalten oder lauter Lärm waren nie zu rügen. 
Wer in den öffentlichen Sitzungen des Kammergerichts un⸗ 
zeitig oder, wenn er ſchweigen ſollte, zu ſprechen unternahm, 
wurde von den anweſenden Parteien auf das Unpaſſende 
ſeines Benehmens aufmerkſam gemacht. Die Ehrfurcht vor 
dem Gerichte zeigte ſich in der Form der an die „Hochwohl⸗ 
geborenen Herren Kammerarii“ gerichteten Reden, ſowie in 
der Verbeugung, mit welcher die Verkündigung der Entſchei⸗ 
dung entgegengenommen wurde. Faſt nie waren die Parteien 
der ergangenen Ladung ungehorſam, ſehr ſelten nur wurden, 
ſelbſt gegen Urtheile, welche hohe Strafen feſtſetzten, Rechts⸗ 
mittel eingelegt. Die Zahl der Beſchwerden war auffallend 
gering (über den Magiſtrat in Gützkow wurde in 14 Jahren 
nur eine, überdies für unbegründet erachtete, Beſchwerde ge⸗ 
führt), die Parteien gingen ſelbſt bei den Gerichten, welche 
keine Gebühren erhoben, mit größter Bereitwilligkeit auf die 
Vergleichsvorſchläge des Gerichts ein, ſo daß bei manchen 
Gerichten neun Zehntel aller Prozeſſe durch Vergleich beendigt 
wurden (beim Stadtgericht in Greifswald in 16 Jahren alle 
— etwa 60 — anhängigen Concurſe) u. ſ. w. — alles Er⸗ 
gebniſſe, welche anderwärts eine Rechtspflege nie erreicht hat 
und vorausſichtlich nie erreichen wird. 

Ueber die von dem Miniſterium angeſtrebte und ange⸗ 
regte Trennung der Gerichtsbarkeit von der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung äußerte ſich einer der angeſehenſten und ausgezeich⸗ 
netſten ſtädtiſchen Beamten etwa dahin: 

„Ich begreife nicht, wie man die weſentlichen und 
wichtigen Vortheile aufgeben will, welche mit der Verwaltung 
der Jurisdiktion durch die Magiſtrate verbunden ſind. Hier 
ſtehen die Leute ihrer Obrigkeit gegenüber, deren Fürſorge ſie 
in den verſchiedenſten Beziehungen anvertraut ſind, und welche 
deshalb alle ihre Vermögens-, perſönlichen und Familienver⸗ 
hältniſſe, ihren ganzen Lebenswandel ganz genau kennt. Des⸗ 
halb wagen hier ſchon der Regel nach die Leute gar nicht, 
mit Unwahrheiten hervorzutreten, und daher kommt dann die 
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einfache und leichte Abwickelung der Prozeßſachen und das ſo 
ſehr häufige Geſtändniß in Unterſuchungsſachen. Daher ver⸗ 
meiden ſie ferner ſorgfältig, unnütze Prozeſſe zu führen. Wenn 
hieſige Einwohner bei mir irgend eine Bewilligung, Unter⸗ 
ſtützung oder dergleichen nachſuchen, ſo führen ſie zur Be⸗ 
gründung des Geſuchs entweder an, daß ſie die Steuern 
immer ordentlich entrichtet hätten, oder noch häufiger, daß ſie 
faſt niemals oder doch nie ohne guten Grund ſich an das 
Gericht gewendet hätten. So bieten ſich die verſchiedenen 
Qualitäten des Magiſtrats auf die wohlthätigſte Art die 
Hand, und ſo finden die Leute bei ihm einen Richter, der im 
Stande iſt, in der umſichtigſten Berückſichtigung aller ein⸗ 
ſchlagenden Verhältniſſe das Recht zu finden und zu ſprechen.“ 
(Schluß folgt.) 


Eine Vierlieferung 
an den Paſtor von St. Spiritus in Stralſund. 


Aus Akten des Archives der Stralſunder Superinten⸗ 
dentur ſtammt der folgende Brief von 1736, in dem der 
ſpätere Stralſunder Bürgermeiſter Johann Balthaſar Sle⸗ 
danus (F 1764) über den Urſprung einer althergebrachten 
Lieferung an den Paſtor von St. Spiritus berichtet. Herr 
Oberprediger Berg hatte die Freundlichkeit, auf dies inter⸗ 
eſſante Schriftſtück aufmerkſam zu machen. 

Woher die Präbende einer Tonne Bier, die der 
Paſtor ad spiritum sanctum von den Schopen- 
brauer⸗Knechten bekommt, entſtanden. 

Es hat mir mein ſeel. Vater hievon dieſe Nachricht er⸗ 
theilet: Daß, wie ſogleich nach der Reformation bekannter⸗ 
maßen die salaria clericorum hieſelbſt ſehr ſchlecht geweſen, 
dergleichen betrübte condition der Paſtor zum heil. Geiſt auch 
gehabt, und daher es geſchehen, daß derſelbe nach abgelegter 
Stillfreitags⸗Predigt müde und matt auf ſeinem Wangenſtein 
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geſeſſen, da ſich dann zu gleicher Zeit begeben, daß die 
Schopenbrauer⸗Knechte in die Brauerhäuſer, die nahe bei ihm 
geweſen, Waſſer zum Brauen gezogen, deren einer aber ſich 
an den Prediger gemachet und geſaget: „Herr Paſtor, up ſüll 
eine Arbeit, de jy hüt gehatt hedden, ſchmeckt wol ein Drunk 
up.“ Der Paſtor hätte geantwortet: „Ja woll, wer man 
einen hedde.“ Der Knecht repliciret: „Herr Johannes, wenn 
jy wullen dreimal up der Canzel Juchhey ſeggen, ſo wullen 
wy Juw bey unſerem Ambte alle Jahr eine Tunne Bier 
gewen.“ Der Schopenbrauer-Knecht hätte desſelben Abends 
ſogleich dieſe Begebenheit im Amte vorgetragen, und wäre das 
Amt des Oſtertages darauf aus Neugierigkeit, wie ſich der 
Prediger hiebei betragen würde, in ihr Geſtühle in der Heil. 
Geiſtkirche getreten. Der Prediger aber hätte ſeine Predigt 
mit dieſen Worten angefangen: „Juchhei, ſo ſegt de lewe 
Nachtigall an dem hütigen Morgen und erfreut ſick mit den 
Minſchen der froligen Upperſtehung ihres Erlöſers. Juchhei 
ſegt ſe und beſchamet damet ſo vele, de ſo ſodaner Gnade, de 
uns Chriſtus erwieſen, geringe achten, ja Juchhei ſegt ſe, üm 
andere Creaturen Gottes mit zur Freude und Lobe aufzu⸗ 
muntern.“ Worauf er einen transitum auf die Auferſtehungs⸗ 
geſchichte und die Erklärung derſelben gemachet und danächſt 
feine Predigt geſchloſſen. Wie nun das Amt der Schopen⸗ 
brauer ſich hierüber beſprochen, haben ſie beſchloſſen, daß von 
der Zeit an jährlich allemal auf den ſtillen Freitage dem 
Paſtor zum Heil. Geiſt 1 Tonne Bier von ihrem Amte ge⸗ 
reichet werden ſoll. 

Ich diene meinem hochzuehrenden Herrn Bürgermeiſter 
gerne mit dieſer Nachricht, ſo gut ich dieſelbe habe, und bin 
allewege Ew. Wohlgebohren meines hochzuehrenden Herrn 
Bürgermeiſters gehorſamſter Diener 


Sledanus. 
Strals. d. 10. Juli 1736. 
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Bericht über die Verſammlungen. 
Erſte Verſammlung am 21. Oktober 1899. 

1. Herr Dr. Heinemann: Mittheilung über den 
älteſten Druck einer Biographie des Biſchofs Otto. 

In Bugenhagens Pomerania wird mehrfach als Quelle 
eine gedruckte Biographie Biſchof Ottos I. von Bamberg 
erwähnt. Dieſer Druck war bisher ſo gut wie unbekannt. 
Als Editio princeps der Otto-Biographieen galt die des Ca⸗ 
niſius von 1602. Auf Grund einer Notiz in Panzers an- 
nales typographici gelang es dem Vortragenden, des von 
Bugenhagen benutzten gedruckten Büchleins in der Königlichen 
Bibliothek in Kopenhagen habhaft zu werden. Es umfaßt 
40 ungezählte Blätter mit 2 Spalten von je 38 (bis 39) 
Zeilen. Der Druck iſt undatirt, jedoch hat ſich durch Typen⸗ 
vergleichung ergeben, daß wahrſcheinlich Wilhelm Schaffener 
der Drucker war. Der Druckort wird ſich kaum ermitteln 
laſſen, da Schaffener ein Wanderdrucker war. Auch das 
Druckjahr läßt ſich nicht angeben, vermuthlich fällt der Druck 
in die Zeit von 1498 bis 1515. Die in dem Buche vor⸗ 
liegende Faſſung iſt die des Anonymus (Herbord). Der 
Text iſt, wie ſchon Bugenhagen wiederholt bemerkt, ſehr ver⸗ 
derbt, der Druck wimmelt von Druck- und Leſefehlern. Auch 
die Kapitelzählung iſt ſehr mangelhaft. Der Werth des 
Druckes iſt mithin im Weſentlichen ein bibliographiſcher, da 
wir in ihm die Editio princeps der Otto-Biographieen 
kennen lernen. 


2. Herr Oberlehrer Dr. Wehrmann: Herzogin 
Sophia, die Mutter Bogislaws X. 

Nach der Darſtellung der pommerſchen Chroniſten des 
16. Jahrhunderts hat die Herzogin Sophia, die Gemahlin 
Erichs II., ihren älteſten Sohn mit großem Haſſe verfolgt 
und ihn um Leben und Herrſchaft zu bringen verſucht. Die 
allmählich immer mehr ausgeſchmückte Erzählung von der 
Jugend Bogislaws, in der auch einem Bauer Hans Lange 
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eine Rolle zugewieſen ift, erweiſt ſich gegenüber den urkund⸗ 
lich feſtſtehenden Nachrichten als eine volksthümliche Sage. 
Bogislaw X. trat 1474 in gutem Einvernehmen mit ſeiner 
Mutter die Regierung an, gerieth aber dann wiederholt mit 
ihr in Streit, da er der Herzogin das ihr verſchriebene Leib⸗ 
gedinge nicht herausgeben wollte. Im Verlaufe dieſes langen 
Zwiſtes, der 1485 endlich beigelegt wurde, hat Sophia auch 
längere Zeit in Danzig geweilt. Sie ſtarb im Auguſt 1497. 
Für die Thaten, welche ihr in den Chroniken vorgeworfen 
werden, fehlt es an allen ſicheren Beweiſen; auch die 
Perſon des Hans Lange iſt urkundlich nicht nachweisbar. 
Die Volkserzählung hat die Jugendgeſchichte des Herzogs 
ſchon früh romanhaft ausgeſchmückt und alle Schuld in dem 
Streite der Mutter zugewieſen. 


Notizen. 


Seit Oktober dieſes Jahres erſcheint eine neue hiſtoriſche Zeit⸗ 
ſchrift unter dem Titel: Deutſche Geſchichtsblätter, Monats⸗ 
ſchrift zur Förderung der landesgeſchichtlichen Forſchung heraus⸗ 
gegeben von Dr. Armin Tille (Gotha. Fr. Andr. Perthes). Dieſe 
Monatsſchrift will vor allem den Zuſammenhang der allgemeinen 
Geſchichtsforſchung mit der landesgeſchichtlichen Forſchung fördern. 
Wir empfehlen ſie der Beachtung unſerer Mitglieder. Der Bezugs⸗ 
preis beträgt für den Jahrgang 6 M. 


In den Schriften der Königlich Sächſiſchen Kom— 
miſſion für Geſchichte ſind des kurſächſiſchen Rathes 
Hans von der Planitz Berichte aus dem Reichs regimente 
in Nürnberg 1521— 1523 geſammelt von Ernſt Wül cker 
und nebſt ergänzenden Aktenſtücken bearbeitet von Hans 
Virck erſchienen (Leipzig. B. G. Teubner 1899). In den ſehr inter⸗ 
eſſanten Berichten Planitzs befinden ſich auch zahlreiche Nachrichten 
über die Verhandlungen, welche auf den Nürnberger Reichstagen von 
1522 und 1522/23 zwiſchen Pommern und Brandenburg wegen des 
Lehnsverhältniſſes geführt wurden. Dieſe Nachrichten ſind um ſo 
wichtiger, da ſie von einem Berichterſtatter herrühren, der in keiner 
amtlichen Beziehung zu einem der beiden ſtreitenden Fürſten ſtand. 
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Im Centralblatt für Bibliotheksweſen (1899, Seite 
495— 498) beſchreibt O. Heinemann die editio princeps der 
Biographieen des Biſchofs Otto I. von Bamberg. Der 
bisher unbekannte Druck der Biographie des Anonymus (Herbord) 
befindet ſich in der Königlichen Bibliothek zu Kopenhagen (vgl. oben 
S. 172). 


In dem Neuen Archiv für Sächſiſche Geſchichte und 
Alterthumskunde (XX. S. 287321) behandelt G. Bauch den 
Dr. Johann von Kitzſcher, der in den Jahren 14981504 Rath 
des Herzogs Bogislaw war und 1501 eine tragicomoedia de Jhe- 
rosolomitana profectione dieſes Herzogs drucken ließ. Auch ſonſt 
iſt er literariſch thätig geweſen. 


Erſchienen iſt ſoeben das 2. Heft der Bau- und Kunſt⸗ 
denkmäler des Regierungsbezirks Stettin. Herausgegeben 
von Hugo Lemcke (Stettin 1899. Kommiſſions⸗Verlag von 
L. Saunier). Es umfaßt den Kreis Anklam. 


In der Hiſtoriſchen Vierteljahrsſchrift (2. Jahrgang, 
H. 4.) iſt der Schluß des ſchon früher (S. 143) notirten Aufſatzes 
von W. Struck über Guſtav Adolf und die ſchwediſche 
Sat is faktion enthalten. 


In der Hiſtoriſchen Zeitſchrift (N. F. Bd. 47, S. 423 
bis 446) giebt Dietrich Schäfer eine ſehr intereſſante Skizze vom 
Kampfe um die Oſtſee im 16. und 17. Jahrhundert. 


Recenſionen. 


P. van Nießen. Geſchichte der Stadt Dramburg. Hiſtor. 
Zeitſch. 47, S. 500 f. W. v. S. 

M. Baer. Politik Pommerns während des dreißigjährigen 
Krieges. Deutſche Literaturzeitung 1897, S. 857860. W. von 
Sommerfeldt. 


Zuwachs der Sammlungen. 
Bibliothek. 


1. W. Zernecke. Aufforderung an ſämmtliche Mitglieder der 
Familie Zernecke, die Drucklegung der Geſchichte ihres Geſchlechtes 
zu ermöglichen. Graudenz 1899. Geſchenk des Verfaſſers. 
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2. Ordnung des „den 27. Decembris angeſtellten Einzugs“ des 
Großen Kurfürſten in Stettin. Gedruckt 1678. 

3. Extrablätter 7 und 8 (11. und 14. Juli) der Königl. privil. Ber⸗ 
liniſchen Zeitung. 1815, enthaltend die Nachricht von der Kapi⸗ 
tulation von Paris und Blüchers Sieg bei Iſſy. 

4. Wöchentliche Stettiniſche Frag⸗ und Anzeigungs⸗Nachrichten, 1734 
Nr. 8, 1742 Nr. 49, 1746 Nr. 14. — 2 bis 4 Geſchenke des 
Bahnmeiſters Skal weit in Colbitzow. 

5. Des M. Christophori Hartknochs Alt- und Neues Preußen. 
Franckfurt und Leipzig 1684. Geſchenk der Frau Cartellieri 
geb. Lantſch. 

6. 2 Schreiben des Penſionarius Joh. Dietrich in Warſow vom 
Jahre 1656. Geſchenk des Herrn Kreplin in Anklam. 

7. 13 Einzeldrucke aus der Zeit von 17011771, enthaltend Pom⸗ 
merſche Licent⸗Taxen, Steuerordnungen, Reglemente u. ſ. w. Ge⸗ 
ſchenk des Prof. Sander in Anklam. 

8. A. Küſter. Ludwig Friedrich Daniel Küſter, ein Lebensbild. 
Stettin 1898. 

9. A. Küſter. Nachrichten über die Familie Alverdes bis zum 
Jahre 1899. Stettin 1899. — 8 und 9 Geſchenke des Verfaſſers, 
Landgerichtsrath a. D. Küſter in Stettin. 


Mittheilungen. 


Die bisherige Rügiſch-Pommerſche Abtheilung der 
Geſellſchaft für pommerſche Geſchichte und Alterthums— 
kunde hat ſich am 28. Oktober d. J. unter dem Namen „Rügiſch— 
Pommerſcher Geſchichtsverein“ zu Greifswald und Stralſund 
als ſelbſtſtändiger Verein conſtituirt. Nach dem § 1 der Satzungen 
bezweckt derſelbe, die Geſchichte und Alterthumskunde Pommerns, 
insbeſondere Neuvorpommerns und Rügens, zu erforſchen und die 
Theilnahme daran zu fördern und zu verbreiten. Zu Mitgliedern 
des Vorſtandes ſind gewählt die Herren Profeſſor Dr. Bernheim, 
Profeſſor Dr. Frommhold und Dr. Kunze in Greifswald, Bürger⸗ 
meifter Israel, Rathsherr Maß und Rathsarchivar v. Baenſch 
in Stralſund. 

Nach Mittheilung des Vorſtandes wird der neue Verein die 
Traditionen, welche ihn und ſeine einzelnen Mitglieder mit unſerer 
Geſellſchaft verbinden, ſorgſam pflegen und gemeinſam mit derſelben 
der vaterländiſchen Geſchichtsforſchung zu dienen ſuchen. 
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Zu korreſpondirenden Mitgliedern ernannt: Univer- 
ſitätsbibliothekar Dr. A. Hofmeiſter in Roſtock und Oberbibliothekar 
Profeſſor Dr. Perlbach in Halle a. S. 

Zu ordentlichen Mitgliedern ernannt: Paſtor Ka⸗ 
rehnke in Anklam, die Kgl. Univerſitäts⸗Bibliothek in Göt⸗ 
tingen, Prediger und Rektor Eckert in Pyritz, das Progymnaſium 
in. Paſewalk, Stud. hist. Johannes Stabenow in Temnick bei 
Nörenberg. 

Ausgeſchieden: Gutspächter Lemke in Radekow bei 
Tantow. 

Geſtorben: Rittergutsbeſitzer von Petersdorf -Rehſel in 
Buddendorf bei Gollnow, Superintendent Schmidt in Beyersdorf 
und Bürgermeiſter Quandt in Gollnow. 


Die Bibliothek iſt Dienſtag und Freitag von 12 
bis 1 Uhr geöffnet. 


Das Muſeum bleibt während des Winters ge⸗ 
ſchloſſen. 


Die monatlichen Verſammlungen in Stettin 
finden auch in dieſem Winter an jedem dritten Sonn: 
abende des Monats im Bibliothekszimmer des 
Vereins hauſes ſtatt. 

Zweite Derfammlung am Sonnabend, dem 


18. November 1899, 5 Uhr. 

Herr Oberlehrer Dr. van Nießen: Der 
große Handelskrieg zwiſchen Stettin und 
Frankfurt a. O. in der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts. 


Anhalt. 

Verfaſſung und Gerichtsbarkeit der Städte Neuvorpommerns 
und Rügens vor 70 Jahren. — Eine Bierlieferung an den Paſtor 
von St. Spiritus in Stralſund. — Bericht über die Verſammlungen. 
— Notizen. — Zuwachs der Sammlungen. — Mittheilungen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. M. Wehrmann in Stettin. 
Druck und Verlag von Herrcke & Lebeling in Stettin. 


